


Beispielstunde zum Themenbereich „Die Zukunft des Sozialstaats“ (Jg. Q2):
Rente mit 67 – „schuften bis zum Tod“ oder effektive Anpassung der gesetzlichen Rentenversicherung?




Stundenthema: Rente mit 67 – „schuften bis zum Tod“ oder effektive Anpassung der gesetzlichen Rentenversicherung?
Hauptintention: Die Schülerinnen und Schüler erwerben die Fähigkeit, eine Erhöhung des Rentenalters differenziert (Betrachtungsebenen, Perspektiven, …) im Spannungsfeld unterschiedlicher Sozialstaatsbegriffe und Wertvorstellungen (Lebensziele?) beurteilen zu können. 
Zeitansatz: 90 Minuten  
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1. [bookmark: _Toc132711881]Arbeitsbogen

Aufgaben
1) Analysieren Sie die beiden Materialien M 1 und M 2. 
2) Nehmen Sie differenziert (Betrachtungsebenen, Perspektiven, …) und reflektiert (Sozialstaatsbegriff) Stellung in der Kontroverse um die Rente mit 67.

Information zum Arbeitsbogen
Die Große Koalition (CDU/CSU/SPD, 2005-2009) hat die „Rente mit 67“ beschlossen, zuständiger Minister war damals Franz Müntefering (SPD). 
Das Renteneintrittsalter steigt aber nicht sofort und auch nicht schlagartig, sondern ab dem Jahrgang 1947 pro Jahr um einen Monat, ab dem Jahrgang 1959 um 2 Monate, so dass der Jahrgang 1958 genau mit Vollendung des 66. Lebensjahrs und der Jahrgang 1964 erstmals mit der exakten Vollendung des 67. Lebensjahrs in Rente geht. Alle Jahrgänge ab 1964 gehen mit Vollendung des 67. Lebensjahres in Rente (kein weiterer Anstieg).

Material
M 1) Kerstin Schwenn: Rente mit 67. Die Koalition will Ältere länger im Berufsleben halten (FAZ 01.12.18, gekürzt)
Die „Rente mit 67“ taugt immer wieder zum politischen Streit. Nicht nur die Linke, auch die SPD hadert zuweilen mit der Anhebung der gesetzlichen Regelaltersgrenze, die SPD-Arbeitsminister Franz Müntefering 2007 auf den Weg brachte. Im neuen Bericht zur „Rente mit 67“ bekräftigt die schwarz-rote Bundesregierung nun den damaligen Beschluss. „Im Ergebnis hält die Bundesregierung die im Jahr 2007 beschlossene Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 Jahre weiterhin für notwendig und für vertretbar“, heißt es in einer Mitteilung von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD). Und im Bericht steht der Satz: „Ein längeres Erwerbsleben ist für die Beschäftigten keine Bedrohung, sondern eine Chance auf mehr Wohlstand und Teilhabe.“
Die stufenweise Einführung über den langfristigen Zeitraum bis 2031 schaffe Planungssicherheit und verhindere, dass Beschäftigte und Unternehmen überfordert würden. […]
Nach dem Regierungsbericht hat sich die Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer „ausgesprochen dynamisch entwickelt“. Die Erwerbstätigenquote in der Altersgruppe der 60- bis 64-Jährigen sei seit 2000 stärker gestiegen als in allen anderen EU-Ländern – und zwar von 20 Prozent auf gut 58 Prozent 2017. Besonders bemerkenswert sei die Entwicklung bei den älteren Frauen. Während sich die Erwerbstätigenquote der Männer in der Altersgruppe seit 2000 auf gut 63 Prozent mehr als verdoppelt habe, liege die Quote der Frauen mit mehr als 53 Prozent sogar mehr als vier Mal so hoch wie im Jahr 2000. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Alter von 60 bis 64 sei in der Zeit um rund 1,5 Millionen auf 2,1 Millionen gestiegen. […]
„Immer mehr Unternehmen stellen sich den Herausforderungen des demografischen Wandels, zum Beispiel durch eine stärkere Einbindung Älterer in betriebliche Weiterbildung oder durch eine altersgerechte Ausstattung der Arbeitsplätze“, heißt es in dem Bericht. Insofern sei das längere Arbeiten auch ein Mittel, die Fachkräfteengpässe einzudämmen, die sich schon jetzt in einigen Berufen, Branchen und Regionen abzeichneten. […]
Quelle: Schwenn, K. (2018). Die Koalition will Ältere länger im Berufsleben halten. www.faz.net/aktuell/wirtschaft/fuer-die-bundesregierung-ist-die-rente-mit-67-ist-keine-bedrohung-15914467.html, abgerufen am 15.02.2023. 
M 2) Arbeiten im Rentenalter. Mehr als eine Million Beschäftigte sind älter als 67 Jahre (in: FAZ, 11.07.21)
Viele ältere Menschen in Deutschland gehen einer Beschäftigung nach. So waren im vergangenen Jahr 1,04 Millionen Beschäftigte 67 Jahre oder älter. Fast 600.000 hatten noch im Alter ab 70 einen regelmäßigen Job. Das zeigt die Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linken im Bundestag, die der Deutschen Presse-Agentur in Berlin vorliegt.
Fast 220.000 waren sogar 75 Jahre älter – und 72.000 Beschäftigte mindestens 80 Jahre alt. Unter den Menschen mit einer Beschäftigung ab 67 sind 800.000 Minijobberinnen und -jobber. Bei der Kombination aus Rente und Minijob muss man sich nicht sozialversichern und die zusätzlichen Einnahmen nicht versteuern.
Besonders viele arbeiten in einem Büro, als Putzkraft oder als Fahrerin oder Fahrer. Auch in den Bereichen Gebäudetechnik sowie Lagerwirtschaft und Zustellung sind viele Ältere – oft im Minijob – tätig […]. Man kann auch über das gesetzliche Renteneintrittsalter hinaus weiterarbeiten, ohne vorerst in Rente zu gehen oder aber als Rentnerin oder Rentner.
Seit Jahren stellen Arbeitsmarktforscher fest: Menschen fühlen sich im Rentenalter nicht unbedingt reif für den Ruhestand. Ältere Menschen sind im Schnitt auch fitter als frühere Generationen. Zudem sind Fachkräfte stark gefragt und auch im Alter begehrt. Vor allem Frauen sind laut Experten aber auch oft auf einen Zuverdienst zur Rente angewiesen.
Linksfraktionschef Dietmar Bartsch, der die Anfrage gestellt hatte, sagte: „Natürlich gibt es Beschäftigte, die freiwillig bis ins hohe Alter arbeiten, aber bei vielen ist es die schiere finanzielle Not, etwas hinzuverdienen zu müssen.“ Wenn Menschen, die über 70, 75, 80 oder gar über 85 Jahre alt sind, noch arbeiten müssten, sei das ein „Trauerspiel“.
Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) online (2021). Mehr als eine Million Beschäftigte sind älter als 67 Jahre. www.faz.net/aktuell/wirtschaft/arm-und-reich/1-04-millionen-beschaeftigte-sind-aelter-als-67-jahre-17432242.html, abgerufen am 15.02.2023. 

2. [bookmark: _Toc132711882]Erwartete Schülerantworten
Aufgabe 1 
M 1
· FAZ-Artikel vom 1.12.18 (Kerstin Schwenn) 
· Gegenstand: Position der Regierung zur Rente mit 67 
· Hauptthese: Regierung hält an Rente mit 67 fest und hält das für effizient und gerecht 
 Argumentation der Regierung: 
1. Ist keine Bedrohung, sondern Chance 
2. Unternehmen stellen sich auf Ältere ein. 
3. Hilft gegen Fachkräfteengpässe 
· Das wird mit zahlreichen Zahlen belegt, die zeigen, dass sich die Erwerbsbeteiligung der 60-64-Jährigen seit 2000 drastisch erhöht hat.
· Intention der Regierung: zeigen, dass die Rente mit 67 ökonomisch und gesellschaftlich vorteilhaft ist
M 2 
· FAZ-Artikel „Arbeiten im Rentenalter“ vom 11.07.21 
· Gegenstand: Beschäftigungsquote/n über 67-Jähriger in Deutschland 
· Hauptthese: Sehr viele Beschäftigte arbeiten noch mit über 67.
· Argumentation/ Einzelheiten:
1. Anfrage der Linksfraktion (Bartsch: „Trauerspiel“) 
2. Über 1 Million über 67-Jährige arbeiten 
3. Die meisten als Minijobber (800.000), meistens zusätzlich zur Rente, das ist dann steuerfrei
4. Vor allem Büroarbeiten, aber auch Putzkräfte und Fahrer (dazu weitere Bereiche)
5. Sogar über 70, 75 und 80 arbeiten noch Menschen. 
6. Positionen dazu einmal Arbeitsmarktforscher: Sind fitter und nicht reif für den Ruhestand und andererseits Bartsch (Linke): Trauerspiel, meist nicht freiwillig, sondern aus Not 
Aufgabe 2 
· Das Tafelbild zeigt mögliche Kriterien der Stellungnahme auf verschiedenen Betrachtungsebenen (nicht abschließend). Für die Gewichtung wird entscheidend sein, welche Betrachtungsebene und welche Perspektive (jung/ alt, Babyboomer, Geringverdiener, Gutverdiener, …) einen besonderen Schwerpunkt erhält. Das hängt auch mit dem eigenen Standort und dem Sozialstaatsbegriff (liberal oder konservativ oder sozialdemokratisch) zusammen, was reflektiert werden sollte. Insgesamt setzt diese Aufgabe die umfassende Anwendung eigener Kenntnis zu Arbeitsmarkt und Sozialversicherung voraus. Der Begriff der Generationengerechtigkeit eignet sich ebenfalls zur Reflexion.

3. [bookmark: _Toc132711883]Methodische und didaktische Hinweise
· Die Informationen können in eine vorbereitende Hausaufgabe ausgelagert werden, ggf. auch Teile der Materialarbeit (je nach Lerngruppe, Zeitbedarf und Schwerpunktsetzung). 
· Vorschlag für Einstieg: Vorausurteil zur Rente mit 67, erwartet würde eher eine Ablehnung. Wer möchte, kann gerne eine einschlägige Karikatur nutzen. Denkbar wäre auch eine Grafik mit der zunehmenden Erwerbsbeteiligung über 60-Jähriger. 
· Wer vertieft methodische Arbeit betreiben will, kann die Zahlen in Diagramme umsetzen und dazu ggf. auch weitere Zahlen recherchieren lassen. Das würde dann aber den Zeitbedarf deutlich erhöhen.
· differenziert: 
· Betrachtungsebenen und Perspektiven: wirtschaftlich, politisch, gesellschaftlich 
· Prüfung der Wirkungen dieser Reform auf allen Ebenen mit Kenntnissen und Zahlen (z. T. Material) zu den Positionen der Materialien (v. a. M 2) 
· reflektiert:
· Sozialstaatsbegriff: liberal, konservativ, sozialdemokratisch
· Wertvorstellungen: Arbeit als Teilhabe und Erfüllung oder eher als Belastung (Hängt das auch vom sozialen Standort ab, also auch von Qualifikation?)

4. [bookmark: _Toc132711884]Mögliches Tafelbild

	Rente mit 67 – „schuften bis zum Tod“ oder effektive Anpassung der gesetzlichen Rentenversicherung?

	1. Fakten zur Erwerbsbeteiligung über 60-Jähriger/67-Jähriger im Jahr 2018/21
+ Erwerbsbeteiligung über 60 steigert sich seit 2000 sehr deutlich 
- aber von (sehr) niedrigem Ausgangsniveau 
- teilweise geringfügige Beschäftigungsverhältnisse (Mini-Jobs, …) 
- scheinbar oft eher wenig qualifizierte „Jobs“

	2. Beurteilung auf drei Ebenen

	Wirtschaftlich
	Politisch
	Gesellschaftlich

	+ entlastet Lohnnebenkosten
+ erhöht Einnahmen, senkt Ausgaben der GRV 
+ sorgt so für stabile bzw. stabilere Finanzierung 
+ und mehr Beschäftigung 
+ macht Arbeit günstiger als ohne Reform 
+- Nachfrage nach älteren Arbeitnehmern (Positiv aus demographischer Sicht? Nur Hochqualifizierte? Nur Minijobs?)  
- nur versteckte Rentenkürzung (da viele gar nicht bis 65 arbeiten können?)
	+ maßvolles Vorgehen mindert Proteste
- Durchsetzungsproblem: Massenproteste v. a. aus körperlich belastenden Berufen, Eingreifen in Besitzstände
	- belastet alle ab 1947 Geborenen („unfair“?)  Verteilungskonflikt 
- geburtenstarke Jahrgänge besonders getroffen, obwohl so viel eingezahlt? 
+ „fairer“ Kompromiss wegen Staffelung? 
+ gut für jüngere Arbeitnehmer? 
+ gut für Arbeitgeber?

	Festhalten: Ist eine Reform sowohl auf der Einnahmen- als auch auf der Ausgabenseite
 Effiziente Reform? 
 Generationengerechtigkeit? 
 Verteilungsgerechtigkeit? 
 Frauen? (oder kommt es hier eher auf Bezahlung und Teilzeit/Erwerbsunterbrechungen an, wovon Frauen häufiger betroffen sind …?) 
( …)?
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